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Drucksache VI/ 2995 

Sachgebiet 707 


Der Bundesminister Bonn, den 30. Dezember 1971 

für Wlrtsdiaft und Finanzen 

Staatssekretär Dr. Rohwedder 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutsdxen Bundestages 


Betr. : Koordinierung und Harmonisierung der regionalen Wirt- 
sdiaftsförderung von Bund und Ländern 


Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung in einer Ent- 
schließung vom 18. Juni 1969 (Drucksadle V/4287) ersucht, bis 
zum 31. Dezember 1971 über die Koordinierung und Harmoni- 
sierung der regionalen Wirtschaftsförderung von Bund und 
Ländern zu berichten und dabei insbesondere darzutun, inwei- 
weit gesetzliche Maßnahmen zur Vermeidung von Überschnei- 
dungen des Investitionszulagengesetzes mit dem Gesetz über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstr^uktur" erforderlich sind. 

Dazu darf ich folgendes berichten: 

Der Planungsausschuß für regionale Wirtschaftsstruktur, dem 
der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen als Vorsitzen- 
der und die Wirtschaftsminister der elf Läncier angehören, hat 
am 29. Juni 1971 den Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" beschlos- 
sen. Der Rahmenplan ist dem Deutschen Bundestag zugeleitet 
worden (Drucksache VI/2451). Er wird am 1. Januar 1972 in 
Kraft treten (unter dem Vorbehalt, daß die gesetzgebenden 
Organe des Bundes und der Länder die Haushaltsansätze für 
die Gemeinschaftsaufgabe bewilligen und die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften keine Einwendungen erhebt). 

In dem Rahmenplan wird die regionale Wirtschciftsförderung 
von Bund und Ländern, die früher in eine Vielzahl von Pro- 
grammen, Fördergebieten und Richtlinien zersplittert war, zu 
einem einheitlichen System zusammengefaßt. Darin werden 

— die Fördergebiete abgegrenzt, 

— die räumlichen Schwerpunkte der Förderung festgelegt, 

— die in den Fördergebieten angestrebten Ziele genannt, 

— die in den Fördergebieten geplanten Maßnahmen und die 
dafür erforderlichen Mittel für die Jahre 1972 bis 1975 auf- 
geführt, 

— die Voraussetzungen, Art und Intensität der Förderung fest- 
gelegt. 
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Die Investitionszulagen nadi § 1 des Investitionszulagengeset- 
zes sind weitgehend in die Rahmenplanung der Gemeinschafts- 
aufgabe integriert. . Der Geltungsbereich des Investitions- 
zulagengesetzes soll mit Wirkung vom 1. Januar 1972 durch 
eine Änderung der auf § 1 Abs. 3 des Investitionszulagengeset- 
zes gestützten Rechtsverordnung an die Fördergebiete der Ge- 
meinschaftsaufgabe angepaßt werden. 

Im Rahmenplan ist festgelegt, daß bei Investitionsvorhaben der 
gewerblichen Wirtschaft Investitionszulagen und Haushalts- 
mittel der Gemeinschaftsaufgabe bis zu den regionalpolitisch 
höchstzulässigen Obergrenzen kumulativ gewährt werden kön- 
nen. Dabei bildet die Investitionszulage; auf die ein gesetzlicher 
Anspruch besteht, die „Grundförderung"; die Mittel der Ge- 
meinschaftsaufgabe, die im Rahmen des Ermessens vergeben 
werden, sind „Zusatzförderung". 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß die Harmoni- 
sierung und Koordinierung der regionalen Wirtschaftsförderung 
von Bund und Ländern durch die Eingliederung in die Gemein- 
schaftsaufgabe gewährleistet erscheint. Die noch ausstehende 
Anpassung des Geltungsbereichs der Investitionszulage an die 
Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe ist Anfang des Jahres 
1972 zu erwarten. 


Dr. Rohwedder 



